
DIENSTAG, 28. MÄRZ 2006
FINANCIAL  TIMES  DEUTSCHLAND EUROPA · INTERNATIONAL 17

Entsetzen: Ein Iraker trauert
um seinen Bruder, der bei
einem Militäreinsatz ums

Leben gekommen ist
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„Sie kamen
rein, fesselten
die Leute und

erschossen sie“
Hussein al-Tahan, 

Provinzgouverneur 

Schiiten werfen US-Truppen Mord vor
Regierungsgespräche nach umstrittenem Militäreinsatz geplatzt · Gouverneur stellt Kooperation ein

VON STEVE NEGUS , IRAK, 

UND MARINA ZAPF , BERLIN

N
ach dem Fund Dutzender
Leichen in einer Moschee in
Bagdad hat die irakische Re-

gierung den verbündeten US-
Truppen vorgeworfen, ein Massa-
ker an Gläubigen verübt zu haben.
Die regierende Schiitisch-Islami-
sche Allianz sprach gestern von
kaltblütigem Mord und forderte
die US-Armee auf, die Verantwor-
tung für die Sicherheit der iraki-
schen Regierung zu übertragen. 

Der Vorfall strapaziert das ange-
spannte Verhältnis zwischen den
US-Truppen und den Schiiten. Der
irakische Minister für nationale Si-
cherheit, Abd al-Karim al-Ensi,
warf dem Sturmtrupp vor, am
Sonntag Abend in einer Moschee
ein Massaker an Gläubigen verübt
zu haben. Er schloss sich damit
dem Vorwurf des militanten schi-
itischen Geistlichen Moktada al-
Sadr an, dessen Sprecher zuvor

von einem Massaker an Unbewaff-
neten gesprochen hatte.

Auch Bagdads Gouverneur Hus-
sein al-Tahan, ein Vertrauter von
Ministerpräsident Ibrahim al-
Dschaafari, kündigte an, jegliche
Zusammenarbeit mit den US-
Truppen einzustellen, bis die Um-
stände untersucht sei-
en. Er sprach von 37 To-
ten: „Sie waren alle un-
bewaffnet. Keiner hat
einen einzigen Schuss
auf die Soldaten abge-
feuert“, sagte der Gou-
verneur. „Sie kamen
rein, fesselten die Leute
und erschossen sie.“

Das US-Militär ging
nicht direkt auf die An-
schuldigungen ein. Es teilte ledig-
lich mit, irakische Spezialeinheiten
hätten unter der Aufsicht von US-
Beratern eine Razzia gegen Auf-
ständische in dem nahe gelegenen
Aadhamija-Distrikt durchgeführt.
Dabei seien 16 Aufständische getö-

tet und 15 festgenommen worden.
Die schiitischen Parteien sagten
aus Protest gegen den Militärein-
satz die Gespräche zur Regierungs-
bildung ab. Der Abgeordnete
Dschawad al Maliki von der Ver-
einten Irakischen Allianz erklärte,
seine Partei werde heute über eine

Fortsetzung entschei-
den. Auch der irakische
Innenminister zog die
Version der US-Armee
in Zweifel und kriti-
sierte die „Razzia“
scharf.

Im Nordirak kam es
zudem gestern zu ei-
nem der schwersten
Anschläge in jüngster
Zeit. Nahe der Stadt

Mossul wurden nach offiziellen
Angaben mindestens 40 Men-
schen bei einer Selbstmordattacke
getötet. Mindestens 30 weitere
Menschen seien verletzt worden,
als sich der Attentäter in der Nähe
eines Rekrutierungsbüros für die

Armee in die Luft sprengte. Unter
den Opfern des Attentats in der
Nähe von Tal Afar waren neben
Soldaten etliche Zivilpersonen,
teilte das irakische Verteidigungs-
ministerium mit. 

US-Präsident George W. Bush
hatte das 50 Kilometer westlich
von Mossul gelegene Tal Afar erst
kürzlich als Beispiel für die gelun-
gene Bekämpfung der Aufständi-
schen angeführt. Doch der An-
schlag zeigt ein weiteres Mal, auf
welch harte Probe der unsichtbare
Feind den Aufbau der irakischen
Sicherheitskräfte durch die US-Ar-
mee stellt. 

Die irakische Armee zählt
113 000 Mann; vor einem Jahr wa-
ren es noch 68 000. Doch beschwe-
ren sich Soldaten über unzurei-
chende Ausrüstung. Innenminis-
ter Solagh wiederum sagte in ei-
nem Interview, die Polizei habe
unter den Sicherheitskräften rund
3000 Kriminelle und Extremisten
dingfest gemacht. MIT REUTERS, AP

Proteste gegen
Freilassung von
Abdul Rahman

Afghane wird auf
Geisteszustand untersucht

Hunderte Muslime haben ges-
tern in Afghanistan gegen eine

mögliche Freilassung des zum
Christentum konvertierten Abdul
Rahman protestiert. Wie die Polizei
berichtete, riefen aufgebrachte De-
monstranten im nordafghanischen
Masar-i-Scharif anti-westliche Pa-
rolen. Die Demonstranten appel-
lierten an den afghanischen Präsi-
denten Hamid Karsai „Gerechtig-
keit“ walten zu lassen. „Amerika,
höre auf, dich einzumischen. Kar-
sai, stärke die Justiz“, rief ein Geist-
licher der Menge zu. In Masar-
i-Sharif sind auch Soldaten der
Bundeswehr stationiert.

Die von Muslim-Geistlichen an-
geführte Kundgebung zeigt, dass
die Gefahr der Lynchjustiz für den
konvertierten Rahman im Fall einer
Freilassung nicht von der Hand zu
weisen ist. Rahman weigert sich,
zum Islam zurückzukehren. Da das
afghanische Rechtssystem zum Teil
auf dem islamischen Gesetz der
Scharia beruht, wird der Abfall vom
Islam mit der Todesstrafe geahndet.
Das gilt aber nur, wenn der Konver-
tit im vollen Besitz seiner geistigen
Kräfte ist. 

Staatsanwalt Semarai Amiri sagte
in Kabul, Rahman sei noch nicht
von Ärzten auf seine Zurechnungs-
fähigkeit hin untersucht worden.
Tags zuvor hatte das Gericht den
Fall an die Staatsanwaltschaft zu-
rückverwiesen und Untersuchun-
gen angeordnet. Würde Rahman
für prozessunfähig erklärt, müsste
das Verfahren eingestellt werden.
Beobachter halten das für wahr-
scheinlich.

Deutschland, die USA und die EU
üben Druck auf die afghanische Re-
gierung aus, für einen glimpflichen
Ausgang der Anklage zu sorgen.
Auch Papst Benedikt XVI. hat um
Gnade für den Konvertiten gebeten,
der vor seiner Rückkehr nach Af-
ghanistan lange in Deutschland ge-
lebt haben soll. Die Regierung ist ei-
nerseits bemüht, die Forderungen
ihrer westlichen Verbündeten zu
erfüllen. Andererseits will sie nicht
die einflussreichen Moslem-Geist-
lichen verprellen. DPA/REUTERS

Skandal holt Brasiliens Finanzminister ein
Rücktritt von Palocci wird in dieser Woche erwartet · Schlag für Präsident Lula · Vorzeitiges Ende einer Erfolgsgeschichte

VON HANNA HENKEL , RIO DE JANEIRO

B
rasiliens Finanzminister An-
tonio Palocci steht kurz vor
dem Rücktritt. Präsident Lula

da Silva wird in diesen Tagen über
das weitere Schicksal des in Kor-
ruptionsvorwürfe verstrickten Mi-
nisters entscheiden, berichteten
brasilianische Medien. 

Paloccis Abgang wäre ein schwe-
rer Verlust für die Mitte-links-Re-
gierung von Lula. Als Garant einer
stabilitätsorientierten Wirtschafts-
politik war Palocci für Lula der bis-
her wichtigste Minister: Ohne sich
von Kritikern beirren zu lassen,
hatte Palocci der Wirtschaft die not-
wendige bittere Medizin wie hohe
Zinsen und Haushaltsüberschüsse

verschrieben. Das Resultat: Die In-
flation ist gebremst, die Wirtschaft
wächst und das Land ist heute weit
weniger anfällig für Schuldenkrisen
als früher. 

Doch steht Palocci schon seit
Monaten unter Korruptionsver-
dacht. Der bisher größte politische
Skandal in der neueren Geschichte
Brasiliens hat die gesamte Regie-
rung und Lulas Arbeiterpartei (PT)
erfasst. Zuletzt waren zudem Vor-
würfe aufgekommen, dass Palocci
versucht habe, Zeugen mit unlaute-
ren Mitteln zu diskreditieren. 

Lula hat lange an seinem Finanz-
minister festgehalten, nun aber
droht auch sein Image Schaden zu
nehmen. Zu einem direkten Angriff
holte die renommierte Tageszei-

tung „Folha de São Paulo“ aus: „Das
Verhalten der Regierung zeigt in
diesen Tagen einen Verfall der Ethik
und eine Verletzung der Institutio-
nen ohne Beispiel“, schrieb sie.

Damit droht Palocci zur Belas-
tung zu werden – was sich der Präsi-
dent mit Blick auf die für Oktober
angesetzten Kongress- und Präsi-
dentschaftswahlen nicht leisten
kann. Zudem ist der Moment für ei-
nen Abgang günstig: Da alle Regie-
rungsmitglieder, die kandidieren
wollen, bis Ende des Monats ihre
Ämter niederlegen müssen, könnte
auch Palocci sich so zurückziehen.

Palocci selbst hat die Öffentlich-
keit bereits vorbereitet. Vor Unter-
nehmern und Investoren erklärte er
am Freitag: „Während ich derzeit in
der Hölle schmore, ist die brasilia-
nische Wirtschaft in himmlischem
Zustand.“ Seine Botschaft: Die Sta-
bilität ist nicht mehr von einzelnen
Personen abhängt. Die Finanz-

märkte haben bislang noch gelas-
sen reagiert. „Sie sind angespannt;
Panik gibt es aber nicht“, sagte Ri-
cardo Amorim von der WestLB in
New York. 

Als aussichtsreichster Kandidat
für die Nachfolge wird Senator Aloi-
zio Mercadante gehandelt. Poli-
tisch steht er weiter links als Paloc-
ci. Genannt wird zudem Guido
Mantega, Ex-Planungsminister
und derzeitiger Chef der staatli-
chen Entwicklungsbank BNDES.
Der Wunschkandidat der Wirt-
schaft ist Vizefinanzminister Mu-
rilo Portugal. Der promovierte Öko-
nom und ehemalige Repräsentant
Brasiliens beim IWF gilt als Verfech-
ter einer stabilitätsorientierten
Wirtschaftspolitik. 

„Es gibt andere,
die 60-Stunden-

Wochen
hinnehmen“

Außenminister 
George Yeo

Singapur zweifelt an Europas Wettbewerbsfähigkeit
Außenminister George Yeo kritisiert europäische Sozialsysteme und Institutionen · Hoffnung auf fortschreitende Integration in Asien

VON SABINE MUSCAT , SINGAPUR

S ingapurs Außenminister George
Yeo sieht Asien besser für die

Zukunft gerüstet als Europa. „Eu-
ropa steht vor einer sehr schwieri-
gen Herausforderung“, sagte Yeo im
Interview mit einer Gruppe euro-
päischer Journalisten. „Ein großer
Teil dieser Herausforderung kommt
aus Asien.“ Wenn Europa seine So-
zialsysteme und Entscheidungs-
strukturen nicht rasch den Anfor-
derungen der globalen Konkurrenz
anpasse, werde es seine Wettbe-
werbsfähigkeit gegenüber den stark
wachsenden Volkswirtschaften in
Asien verlieren, sagte Yeo.

Der Minister kritisierte sowohl
die Subventionen für die europäi-
schen Landwirte als auch die star-
ken Arbeitnehmerrechte, deren Be-
schneidung die Bevöl-
kerungen nicht hinneh-
men wollten. „Die
Märkte werden Euch
am Ende besiegen“,
warnte Yeo. „Es gibt an-
dere, die bereit sind,
60-Stunden-Wochen
hinzunehmen, und Ihr
könnt sie nicht zwin-
gen, weniger zu arbei-
ten.“ Unverständlich seien auch
Auflagen bei Infrastrukturprojek-
ten wie etwa das Nachtflugverbot

für den neuen Berliner Flughafen
Schönefeld.

Yeos Worte spiegeln eine in asiati-
schen Regierungen verbreitete

Überzeugung, wonach
die europäischen Wohl-
fahrtsstaaten und frei-
heitlichen Demokratien
unfähig zu echten Re-
formen sind. „Europa
leidet unter seiner
Selbstgefälligkeit“, so
Kishore Mahbubani,
Dekan der Lee Kuan Yew
School of Public Policy.

Außenminister Yeo glaubt, dass die
Debatte über Wettbewerbsfähigkeit
das Projekt der europäischen Eini-

gung ernsthaft in Frage stelle. „Die
Faktoren des früheren Zusammen-
halts sind nicht mehr gültig. Eure
Werte und Institutionen stammen
aus einer anderen Ära“, sagte er. 

Das von der Peoples’ Action Party
autoritär regierte Singapur wird we-
gen seiner demokratischen Defizite
im Westen kritisiert. Es fördert als
Gegengewicht zu seiner strategi-
schen Anbindung an den Westen –
die USA nutzt den Stadtstaat als Mi-
litärstützpunkt – die Anbindung an
Asien. So sind Yeo wie auch Mahbu-
bani der Auffassung, dass die regio-
nale Integration in Asien derzeit
besser vorankommt, als viele in Eu-
ropa glaubten. 

Der erste Ostasiengipfel im De-
zember in Kuala Lumpur, an dem
neben den Asean-Staaten auch Chi-
na, Japan, Indien und Australien
teilnahmen, sei ein großer Fort-
schritt gewesen. Mahbubani: „Es
war wie ein Foto von der Zukunft.“
Die Landesstrategen geben zwar zu,
dass institutionelle Defizite, unter-
schiedliche politische Kulturen und
alte Feindschaften die Integration in
Asien behindern. „Das schlechte
Verhältnis zwischen China und Ja-
pan stimmt mich besorgt“, sagte
Mahbubani. Doch ist er zuversicht-
lich, dass die wichtigen Länder ih-
ren Erfolg nicht durch kriegerische
Konflikte gefährden werden.
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Nigerias Rebellen lassen
ausländische Geiseln frei

Die Rebellen im Nigerdelta haben ges-
tern ihre drei letzten ausländischen
Geiseln freigelassen, die sie vor fünf
Wochen entführt hatten. Bei den Frei-
gelassenen handelte es sich um zwei
amerikanische und einen britischen
Ölarbeiter, wie die Behörden mitteil-
ten. Alle drei seien in guter Verfas-
sung, erklärte ein Sprecher der Pro-
vinzregierung. Nigeria ist der führende
Ölexporteur Afrikas und fördert in der
Regel rund 2,5 Millionen Barrel pro
Tag. Die Fördergesellschaften haben
wegen der wiederholten Übergriffe die
Fördermenge um 20 Prozent zurück-
gefahren. Die Rebellen verlangen eine
stärkere Beteiligung der Einwohner an
den Gewinnen aus der Ölförderung.
Die Bewegung für die Befreiung des
Nigerdeltas hatte am 18. Februar ins-
gesamt neun Ausländer entführt,
sechs von ihnen aber schon nach ei-
ner Woche wieder freigelassen. FTD

Moussaoui sollte 
Weißes Haus attackieren
Der mutmaßliche islamische Terrorist
Zacarais Moussaoui hat erstmals zuge-
geben, an den Planungen für die An-
schläge am 11. September 2001 betei-
ligt gewesen zu sein. Gemeinsam mit
dem so genannten Schuhbomber Ri-
chard Reid habe er ein weiteres Flug-
zeug entführen und in das Weiße
Haus in Washington fliegen sollen.
Dies sagte der Franzose marokkani-
scher Abstammung gestern vor einem
Bundesgericht in Alexandria nahe Wa-
shington. Bei den Attentaten des
11. Septembers waren vier Flugzeuge
entführt und in das Pentagon sowie
das World Trade Center gelenkt wor-
den. AP

Iran will 177 Mio. Euro
für Atomkraft ausgeben
Der Iran will etwa 177 Mio. € seines
Jahresbudgets bis März 2007 für den
Bau von zwei Atomkraftwerken auf-
wenden. Preiswerten Strom zu produ-
zieren gehöre zu den wichtigsten Zie-
len, sagte ein hoher Regierungsbeam-
ter gestern im staatlichen Fernsehen.
Er konnte allerdings nicht sagen, ob
das Geld in bereits existierende Pro-
jekte oder für den Bau neuer Kraftwer-
ke fließen soll. Irans erstes Atomkraft-
werk kostet etwa 800 Mio. €. Es wird
mit russischer Hilfe in der Hafenstadt
Buschehr gebaut und soll noch in die-
sem Jahr 1000 Megawatt Strom produ-
zieren. In Buschehr ist noch ein zwei-
tes Kraftwerk geplant. REUTERS

Treffen zu Atomstreit 
mit Iran in Berlin
Die Außenminister der fünf ständigen
Uno-Sicherheitsratsmitglieder und
Deutschlands kommen am Donners-
tag in Berlin zu Beratungen über das
Atomprogramm des Iran zusammen.
Zweck sei es, „die nächsten Schritte
im Sicherheitsrat zu besprechen“, sag-
te der britische Außenminister Jack
Straw gestern vor Journalisten in Lon-
don. Dem Regime in Teheran wird
vorgeworfen, unter dem Deckmantel
einer friedlichen Nutzung seines
Atomprogrammes nach Nuklearwaf-
fen zu streben. REUTERS

Neun Menschen sterben
bei Bombenanschlag
Bei einem Bombenanschlag mutmaß-
licher Muslimextremisten im Süden
der Philippinen sind gestern mindes-
tens neun Menschen getötet worden.
Mehr als 20 weitere wurden verletzt,
als der Sprengsatz in einem Lebens-
mittelgeschäft auf der Insel Jolo kurz
nach der Mittagspause explodierte.
Möglicherweise steckten neu rekru-
tierte Mitglieder der militanten Mus-
limgruppe Abu Sayyaf hinter der Tat,
die zu „Testzwecken“ einen Anschlag
verübten, sagte der regionale Polizei-
chef Akmad Mamalinta. Zunächst
wurde ein Verdächtiger festgenom-
men. Die Bombe war in einer Tasche
versteckt, die bei der Gepäckverwah-
rung stehen gelassen wurde. Bei den
meisten der Todesopfer handelt es
sich um Angestellte des Geschäfts. DPA


